Fraktion Die Linke./DKP/AUF

im Rat der Stadt Essen

Essen, 5.September 2006

Pressemitteilung

Lernmittelfreiheit: Stadt muss handeln!

Linke./DKP/AUF unterstützen Ratsantrag der SPD

Die Fraktion Die Linke./DKP/AUF unterstützt den Antrag der SPD-Ratsfraktion zur „Versorgung der Schüler mit Lernmaterialien“ für die nächste Ratssitzung. In dem Antrag wird das Land aufgefordert, eine dauerhafte Befreiung der Kinder von Arbeitslosengeld-II- und Sozialgeld-Empfänger/in​nen vom Eigenbeitrag zu Lernmitteln herzustellen. Für das laufende Schuljahr 2006/07 soll die Stadt Essen die vollen Schulbuchkosten für den genannten Personenkreis und vergleichbare Einkommensbezieher/innen übernehmen. Die Fraktion Die Linke./DKP/AUF hatte der SPD Fraktion einen gemeinsamen Antrag genau in dieser Richtung vorgeschlagen.

„Wir sind unbedingt dafür, dass die Landesregierung die volle Lernmittelfreiheit für Alg-II- und Sozialgeld-Empfänger/innen im Schulgesetz festschreibt,“ so Gabriele Giesecke, Sprecherin der Fraktion Die Linke./DKP/AUF. „Nur so kann eine dauerhafte Lösung erreicht werden. Es muss aber auch sofort etwas getan werden. Deswegen muss die Stadt in die Bresche springen und darf Entscheidungen nicht auf die lange Bank schieben – egal, was der Regierungspräsident dazu sagt.“

Für völlig unzureichend hält die Fraktion Die Linke./DKP/AUF den gemeinsamen Antrag von CDU und Grünen. Darin wird die Verwaltung aufgefordert, zunächst zu überprüfen, wie viele Kinder 
überhaupt noch betroffen sind. Dadurch wird eine Lösung für die Betroffenen unzumutbar verzögert. Immerhin brauchen die Kinder die Schulbücher jetzt, um dem Unterricht folgen zu können. Darüber hinaus wollen CDU und Grüne lediglich eine Härtefallregelung, bei der die Eltern, die sich ihren Eigenanteil irgendwie „zusammengespart“ haben, auf ihren Kosten sitzen bleiben. Die Landesregierung, die die Verursacherin des sozial- und bildungspolitischen Skandals ist, lassen CDU und Grüne gleich ganz „außen vor“.

„Eine kritische Bemerkung zum SPD-Antrag können wir uns allerdings auch nicht verkneifen,“ so Gabriele Giesecke weiter. „Wir hatten schon zur Haushaltsberatung einen inhaltlich gleichen Antrag gestellt. Den hat die SPD damals noch abgelehnt.“

Mit freundlichen Grüßen und der Bitte um Veröffentlichung
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